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Kein Frieden um jeden Preis

Vor 75 Jahren reagierten die Westmächte auf Hitlers Kriegsbesessenheit mit ihren Ultimaten / Von Rainer Blasius

Am Nachmittag des 28. August 1939 empfing Adolf Hitler eine Delegation von Reichstagsabgeordneten und NSDAP-Prominenten. Dazu hielt der Chef des Generalstabes des Heeres, Franz Halder, im Tagebuch fest, der „Führer“ habe die wirtschaftliche Lage und das von der Partei vielfach missverstandene Nichtangriffsabkommen mit Stalin erläutert: „Pakt mit Satan, um Teufel auszutreiben.“ Auch der Hitler-Gegner Helmuth Groscurth, Oberstleutnant im „Amt Ausland/Abwehr“, hörte von der Rede und notierte sich: Hitler habe dem britischen Botschafter Sir Nevile Henderson gewisse Vorschläge gemacht und warte die Antwort ab: „Wenn Mindestforderung nicht erfüllt würde, dann Krieg. Krieg mit brutalsten und unmenschlichsten Mitteln.“ 

An diesem Montagabend übergab Henderson in Anwesenheit des Außenministers Joachim von Ribbentrop Hitler ein Memorandum. Demnach sollte – was der amerikanische Präsident Roosevelt bereits am 23./24. August zum Ausdruck gebracht hatte – „eine vernünftige Lösung der Differenzen zwischen Deutschland und Polen auf dem Wege der Vereinbarung zwischen den beiden Nationen erzielt werden“. Als Hitler dem widersprach und zudem „Erschießungen und Misshandlungen Deutscher in Polen“ auf britische Gleichgültigkeit zurückführte, verlor Henderson die Contenance und meinte laut Dolmetscher-Aufzeichnung äußerst erregt, die „Wahl zwischen Krieg und Frieden läge nun beim Führer“. Von dieser Unterredung erfuhr Halder umgehend: „Henderson hat wenig mitgebracht. Krieg unvermeidlich, wenn kein Wunder geschieht.“ Als möglicher Angriffstermin werde der 1. September in Aussicht genommen. Halder hielt unter dem Stichwort „Rechnung“ ein Szenario fest: „Wir fordern Danzig, Korridor durch Korridor und Abstimmung auf Basis Saarland. England wird vielleicht annehmen, Polen wahrscheinlich nicht. Trennung! Tendenz: Zur Groß-Lösung mit England zu kommen.“ Hitler wollte also einen Keil zwischen London und Warschau treiben. 

Revisionistische Geschichtswerke sprechen gern vom „Blankoscheck“, den Großbritannien und Frankreich mit ihrer Garantieerklärung vom März 1939 ausgestellt hätten. Die Zusage bezog sich nur auf die Unabhängigkeit des Staates, nicht auf Polens Grenzen. Von der deutsch-polnischen Nichtangriffserklärung 1934 bis zur Krise um die Tschechoslowakei 1938 waren die bilateralen Beziehungen gut. Danach war Warschau nicht an einer „Globallösung“ mit Berlin interessiert, die eine „Rückkehr“ Danzigs, exterritoriale deutsche Verkehrsverbindungen durch den polnischen „Korridor“ sowie Polens Beitritt zum Antikominternpakt vorsah. 

„Kein Bündnis mit einem der Feinde gegen den anderen“, so beschreibt der Historiker Wlodzimierz Borodziej die konsequente Politik des Außenministers Józef Beck, die nach Hitlers Kündigung der deutsch-polnischen Nichtangriffserklärung Ende April 1939 in Trümmern lag. Am 5. Mai bemerkte Beck im Sejm: „Den Begriff des Friedens um jeden Preis kennen wir Polen nicht. Im Leben der Menschen, der Völker und der Staaten gibt es nur ein Gut, das keinen Preis hat: die Ehre!“ In der Folge habe die Warschauer Regierung laut Borodziej Zuversicht verbreitet und „einen sicheren Sieg in der kommenden Abwehrschlacht versprochen“, sich jedoch in einer militärisch ausweglosen Lage befunden: „Die Alliierten hatten zwar zugesagt, die Offensive im Westen knapp zwei Wochen nach Kriegseintritt zu beginnen, waren sich jedoch bewusst (ohne dies gegenüber dem Verbündeten zuzugeben), dass sie dieses Versprechen nicht halten würden.“ 

Am Abend des 29. August nahm Hitler den britischen Vermittlungsvorschlag an und forderte die Entsendung einer „polnischen Persönlichkeit nach Berlin“ für den nächsten Tag. Außerdem ließ er ein „Sechzehn-Punkte-Programm“ als Verhandlungsgrundlage ausarbeiten, von dem der AA-Staatssekretär Ernst von Weizsäcker vermutete, es sei „nur for show“. Wie berechtigt solches Misstrauen war, machte der Zeitplan deutlich, von dem Halder erfuhr: „30.8. Polen in Berlin. 31.8. Zerplatzen. 1.9. Gewaltanwendung.“ Dieser Vorgabe entsprach Polen am 30. August nicht, weil in Berlin kein Bevollmächtigter erschien und kurz vor Mitternacht Ribbentrop das „Sechzehn-Punkte-Programm“ Henderson vorlas, jedoch den Text nicht aushändigte mit der Begründung, dass „die Frist“ abgelaufen sei. 

Am Morgen des 31. August ließ sich Hitler auf weitere Vermittlungsversuche nicht ein. Um 12.40 Uhr erteilte er die Weisung Nr. 1: Weil „alle politischen Möglichkeiten“ für eine Regelung der „unerträglichen Lage“ an der Ostgrenze „erschöpft“ seien, habe er sich „zur gewaltsamen Lösung entschlossen“. Als Angriffstermin setzte er den 1. September, 4.45 Uhr, fest. Am späteren Nachmittag empfing Ribbentrop auf Weizsäckers dringende Bitte hin den polnischen Botschafter Józef Lipski, der auf britisches Drängen die Bereitschaft zu direkten Verhandlungen mit dem Deutschen Reich zu erkennen gab. Mit dem formalen Einwand, er habe nicht die nötigen Vollmachten, schickte ihn Ribbentrop wieder weg.

Als Reaktion auf den deutscherseits fingierten Überfall „polnischer Banden“ auf den Sender Gleiwitz eröffnete am frühen Morgen des 1. September im Danziger Hafen die „Schleswig-Holstein“ das Feuer auf die polnische Festung der Westerplatte, während parallel dazu zwei deutsche Heeresgruppen in Polen einfielen. Hitler nannte vor dem Reichstag fälschlicherweise 5.45 Uhr (statt 4.45 Uhr) als Zeitpunkt, von dem an – so seine Lüge – „zurückgeschossen“ werde. Am Abend übergaben der britische und der französische Botschafter in Berlin gleichlautende Warnungen: Beide Staaten kämen ihren Bündnisverpflichtungen nach, falls die deutschen Truppen nicht sofort jede Angriffshandlung einstellten und sich aus polnischem Gebiet zurückziehen würden. Ein auf ein zweites „München“ hinauslaufender Vermittlungsversuch Italiens, das sich selbst als „nichtkriegführend“ erklärte, lehnte am 2. September die britische Regierung mit der Begründung ab, dass unter militärischem Druck nicht verhandelt werde. 

Am Sonntag, dem 3. September, drückte sich Ribbentrop davor, den britischen Botschafter zu empfangen. Daher nahm um 9 Uhr der Chefdolmetscher das Ultimatum entgegen: Wenn „bis 11.00 Uhr vormittags“ keine befriedigende Antwort vorliege, trete der „Kriegszustand“ ein. Schmidt ging in die Reichskanzlei, las Hitler und Ribbentrop das Schriftstück vor. Hitler saß „regungslos an seinem Platz“ und fragte nach einer Weile Ribbentrop: „Was nun?“ Laut Schmidts Eindruck war Hitler wütend darüber, „dass ihn Ribbentrop über die Reaktion der Engländer falsch informiert habe“. Ribbentrop habe erwidert, „dass die Franzosen uns in der nächsten Stunde ein gleichlautendes Ultimatum überreichen werden“. Das französische Ultimatum, übergeben um 11.20 Uhr, lief um 17 Uhr ab. Groscurth bemerkte im Tagebuch: „Ich habe recht behalten mit meinem Pessimismus. Furchtbar!“ 

Zum Fehlschlag seiner Appeasementpolitik bekannte sich Premierminister Neville Chamberlain abends vor dem Unterhaus: „Alles, wofür ich gearbeitet habe, alles, was ich erhofft habe, alles, was ich geglaubt habe während meines öffentlichen Lebens, ist zertrümmert worden!“ Es folgten in London und in Paris Monate der Hoffnungen auf einen Frieden ohne Waffengang, trotz der Kriegserklärungen – bis dann der von einem herbeigesehnten innerdeutschen Umsturz „verschont“ gebliebene Hitler im Mai 1940 mit der Westoffensive die erste Phase des Zweiten Weltkriegs, den „phoney war“, beendete.


